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Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 9. Juli 2009 haben Sie uns zur Stellungnahme zu ihrem Antrag eingeladen, 

worin der Bundesrat aufgefordert wird, auf seinen Entscheid zurückzukommen und eine Inkraftsetzung 

der Neuordnung der Pflegefinanzierung per 1. Januar 2011 zu beschliessen. Hält der Bundesrat an 

der Inkraftsetzung per 1. Juli 2010 fest, behalten sich die Kantonsregierungen vor, die Neuordnung 

der Pflegefinanzierung erst ab 1. Januar 2011 zu vollziehen. 

 

Wir sind mit der KdK einig, dass die Umsetzung der Neuordnung der Pflegefinanzierung eine kom-

plexe Herausforderung darstellt, die in Zusammenarbeit mit den zahlreichen betroffenen Akteuren eine 

sorgfältige und umsichtige Vorbereitung erfordert. Nur so lassen sich im Vollzug Fehlanreize verhin-

dern. Da die Eckdaten auf Verordnungsstufe erst seit Ende Juni 2009 bekannt sind, stehen die 

Kantone zusätzlich unter Zeitdruck. Namentlich sind die erforderlichen kantonalen Rechtsgrundlagen zu 

schaffen. Gestützt darauf sind die erforderlichen finanziellen Mittel durch die zuständigen Organe auf 

kantonaler und/oder kommunaler Ebene zu beschliessen. Die für die Umsetzung der Neuordnung der 

Pflegefinanzierung erforderlichen rechtsstaatlichen und demokratischen Verfahren lassen sich in der 

vom Bundesrat gesetzten Frist nicht durchführen. 

 

Wir unterstützen daher vollumfänglich den Antrag der KdK. 

Mit freundlichen Grüssen 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 
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